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Gefeß - Sammlung 
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Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


—— Nr. 1. — 


(Nr. 8084.) Geſetz, betreffend das zur Eheſchließung erforderliche Lebensalter. Vom 
21. Dezember 1872. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 

verordnen, mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages Unſerer Monarchie, 

für den ganzen Umfang derſelben, mit Einſchluß des Jadegebiets, was folgt: 
Einziger Paragraph. 


Das zur Eheſchließung erforderliche Lebensalter tritt bei Perſonen männ⸗ 
lichen Geſchlechts mit dem vollendeten achtzehnten, bei Perſonen weiblichen Ge- 
ſchlechts mit dem vollendeten vierzehnten Lebensjahre ein. Ausnahmen von dieſer 
bel finden nicht ſtatt. Alle entgegenſtehenden Beſtimmungen ſind auf⸗ 
ehoben. 


Arkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. . 


Gegeben Berlin, den 21. Dezember 1872. 


(L. S.) Wilhelm. 


Fürſt v. Bismarck. Gr. v. Roon. Gr. v. Itenplitz v. Selchow. 
| Gr. zu Eulenburg. Leonhardt. Camphauſen. Falk. 


Jahrgang 1873. (Nr. 80848085.) 1 (Nr. 8085.) 
Ausgegeben zu Berlin den 16. Januar 1873. 


RR 


(Nr. 8085.) Geſetz, betreffend die Aufhebung der in der Provinz Hannover beftehenden 
Vorkaufs⸗, Näher und Retraktrechte. Vom 24. Dezember 1872. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen u. 


verordnen, mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages Unſerer Monarchie, 
für die Provinz Hannover, was folgt: 8 


es 


Die noch beſtehenden Vorkaufs-, Näher- und Retraktrechte an Immobilien 
werden aufgehoben. 
$. 2. 


Hat ſich das Ereigniß, worauf ſich die Ausübung des Vorkaufs-, Näher— 
oder Retraktrechts gründet, vor dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes zugetragen, ſo 
darf das Recht nur bis zum 1. April 1873. gerichtlich geltend gemacht werden, 
ſofern daſſelbe nicht nach dem beſtehenden Rechte bereits früher erloſchen iſt. 


$. 3. 

Es bleiben aufrecht erhalten: 

1) das durch Verträge oder letztwillige Verfügungen begründete Vorkaufs— 
recht; 

2) das in Fällen der Enteignung geſetzlich begründete Vorkaufs- und Wieder: 
kaufsrecht; 

3) das auf den ſtatutariſchen Beſtimmungen der Ritterſchaft des Herzog⸗ 
thums Bremen beruhende Vorkaufs- und Retraktrecht der Agnaten an 
den ritterſchaftlichen Erbſtammgütern. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 24. Dezember 1872. 


(L. S.) Wilhelm. 


Gr. v. Roon. Gr. v. Itzenplitz. v. Selchow. Gr. zu Eulenburg 
Leonhardt. Camphauſen. Falk. 


(Nr. 8086.) 
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(Nr. 8086.) Geſetz, betreffend die Ablöſung der Reallaſten in der Provinz Schleswig⸗Hol⸗ 
ſtein. Vom 3. Januar 1873. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen, mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages der Monarchie, für 
die Provinz Schleswig -Holſtein, was folgt: 


8.1. 
Alle beſtändigen Abgaben und Leiſtungen, welch; auf eigenthümlich oder 
zu Erbzins, Erbfeſte oder Erbpacht beſeſſenen Grundſtücken oder Gerechtigkeiten 


haften (Grund- oder Reallaſten), find nach den Vorſchriften des gegenwärtigen 
Geſetzes ablösbar. 
8. 2 


Bei den zu Erbzins, Erbfeſte oder Erbpacht beſeſſenen Grundſtücken und 
Gerechtigkeiten wird das Obereigenthum und das eimfallsrecht des Berechtigten 
und andererſeits die Verpflichtung deſſelben zur Vertretung der auf den pflich⸗ 
tigen Realitäten haftenden Steuern hiermit kraft Geſetzes ohne Entſchädigung 
aufgehoben. Die aus dem Obereigenthum entſpringenden Berechti ungen auf 
Abgaben oder Leiſtungen oder ausdrücklich vorbehaltene Nutzungen bleiben aber 
fortbeſtehend und 16070 mit denſelben Vorzugsrechten in dem Vermögen der 
Verpflichteten, welche ſie bisher darin hatten. Sie unterliegen der Ablöſung 
nach den Vorſchriften dieſes Geſetzes. 


F. 3. 
ö Es werden ferner folgende Berechtigungen, ſoweit ſie noch beſtehen, ohne 
Entſchädigung aufgehoben: 


1) die der Gutsherrſchaft oder dem Obereigenthümer oder dem zu Reallaſten 
Berechtigten zuſtehende Befugniß, Verträge, durch welche Grundſtücke 
im Ganzen oder getheilt veräußert oder elaſtet werden, zu beſtätigen 
oder Urkunden über die Verleihung von Grundſtücken been oder 
der Zerſtückelung des zu Abgaben und Leiſtungen pflichtigen Grundſtückes 
zu widerſprechen, vorbehaltlich jedoch der Beſtimmung des zweiten Ab⸗ 
ſatzes des §. 28.,; 


2) alle Abgaben und Leiſtungen der Nichtangeſeſſenen an die Gutsherrſchaft 
(Verbittels-, Schutz, Inſtengeld), ſoweit dieſelben aus dieſem Verhältniß 
herzuleiten ſind und nicht auf anderweitigen Verträgen beruhen; 


3) die in den SS. 1. und 4. der Verordnung vom 28. April 1867., betreffend 
die Einführung der Preußiſchen Geſetzgebung in Betreff der direkten 
Steuern in dem Gebiete der a ümer Schleswig und Holſtein 
(Geſetz-Samml. S. 543.), bezeichneten Steuern und ſteuerartigen Ab⸗ 
gaben, welche vom Staate an Privatberechtigte übergegangen ſind. £ 

(Nr. 8086.) ib $. 


Ablösbarkeit. 


Dienfte, 


Be al 


§. 4. 
Von der Anwendung dieſes Geſetzes bleiben ausgeſchloſſen: 


J) die öffentlichen Laſten, mit Einſchluß der Gemeindelaſten, Gemeindeab— 
gaben und Gemeindedienſte, ſowie der auf eine Deich, Entwäſſerungs⸗ 
oder ähnliche Sozietät ſich beziehenden Laſten, ſofern dieſelben nicht aus 
allgemeinen Rechtsverhältniſſen, z. B. dem gutsherrlichen Verhältniſſe, 
entſtanden find; f 


2) alle Abgaben und Leiſtungen zur Erbauung und Unterhaltung der Kir- 
chen, Pfarr-, Küfter und Schulgebäude, ſowie zur Unterhaltung von 
ſonſtigen Schul-Einrichtungen, ſofern dieſelben nicht als Laſten oder 
Gegenleiſtungen auf ablösbaren Reallaſten ruhen; 


3) alle einſeitigen und wechſelſeitigen Grundgerechtigkeiten mit Ausnahme 
der Holz⸗ und Torf⸗Nutzungsrechte der Erbſeſter (ſ. $. 36); 
4) die Jagddienſte. 
§. 5. 


Die Auseinanderſetzung erfolgt ſowohl auf den Antrag des Berechtigten 
als des Verpflichteten und erſtreckt ſich auf alle ihre gegenſeitigen nach dieſem 
Geſetze ablösbaren Berechtigungen und Verpflichtungen. 

Gemeinſchaftliche Beſitzer eines berechtigten oder verpflichteten Grundſtücks 
können nur gemeinſchaftlich die Auseinanderſetzung beantragen; die nach den 
Antheilen zu berechnende Minderzahl dieſer Beſitzer muß ſich dem wegen der 
Auseinanderſetzung gefaßten Beſchluſſe der Mehrheit unterwerfen. 

Die Provokation auf Ablöſung Seitens des Verpflichteten muß ſich ſtets 
auf ſämmtliche ſeinen Grundſtücken obliegenden Reallaſten erſtrecken. 

Die Provokation auf Ablöſung Seitens des Berechtigten muß ſtets alle 
Reallaſten umfaſſen, welche für ihn auf den Grundſtücken eines ganzen Gemeinde: 
verbandes haften. 

Sind mit den Provokaten Grundbeſitzer einer anderen Gemeinde zum 
Naturalfruchtzehnt oder zu Dienſten gemeinſchaftlich verpflichtet, ſo muß der 
wende li feine Provokation zugleich auch gegen die Grundbeſitzer dieſer Ge- 


hen inſichtlich aller auf deren Grundſtücken für ihn haftenden Reallaſten 
richten. 
Die Zurücknahme einer angebrachten Provokation iſt unzuläſſig. 

$. 6. 


De der Ablöſung iſt zunächſt der jährliche Geldwerth der Leiſtungen 
und Gegenleiſtungen zu ermitteln, wobei im Mangel einer anderweiten Ver⸗ 
einbarung der Betheiligten die Beſtimmungen der $$. 7. bis 35. zu beobachten find. 


9 
Sind für alljährlich vorkommende Dienſte während der letzten zehn Jahre, 
für nicht alljährlich vorkommende Dienſte während der letzten zwanzig Jahre 
vor 


vor Anbringung der Provokation Geldvergütungen ohne Widerſpruch bezahlt 
und angenommen worden, ſo ſind dieſe Vergütungen, und wenn ſie während 
dieſer Zeiträume gewechſelt haben, der Durchſchnitt der gezahlten Beträge der 
Feſtſtellung des Geldwerthes zum Grunde zu legen. : 

In Ermangelung ſolcher Preiſe ift I unterſcheiden zwiſchen den nach Tagen 
und den nach dem Umfange der Arbeit bemeſſenen Dienſten. 


§. 8. 
Sind die Dienſte nach Tagen beſtimmt, ſo wird ihr Werth nach den für 
den betreffenden Bezirk feſtgeſtellten Normalpreiſen ($$. 45. ff.) berechnet. 5 
Bei Feſtſtellung ſolcher Normalpreiſe, und zwar ſowohl für Hand- als für 
Spanndienſte, ſind in Betracht zu ziehen: 
a) die Dauer der Arbeitszeit, 
b) die Art der Arbeit, 


e) die Jahreszeiten, in welchen ſolche zu verrichten iſt, 


d) die Beſchaffenheit der in der € e eee ed 
menden Arbeitskräfte. r Gegend gewöhnlich in Anwendung kom 
§. 9. 


Sind dagegen die Dienſte nach dem Umfang der zu leiſtenden Arbeit be- 
ſtimmt oder find dieſelben ungemeſſen, fo wird ihr Werth dadurch ermittelt, daß 
durch ſchiedsrichterlichen Ausſpruch beſtimmt wird, welche Koſten der Dienftbe- 
rechtigte aufzuwenden hat, um die zur Aufhebung kommenden Dienſte ſich durch 
eigenes oder gemiethetes Geſpann, durch Geſinde oder Tagelöhner zu erſetzen. 

i Hierbei iſt auf die mindere Vollkommenheit, in welcher die Arbeit von den 
Dienſtpflichtigen verrichtet zu werden pflegt, Rückſicht zu nehmen. 


§ 10. 


In Anſehung der Koſten für Haltung eines Geſpannes, des Geſindes und 
der Tagelöhner find ebenfalls Normalſätze ($$. 45. ff.) feſtzuſtellen. 


F. 11. 


Sind die Dienſte zugleich nach Tagen und nach dem Umfange der Arbeit 
8.9. ud gt die Ermittelung ihres Werthes nach den Vorſchriften der 
§§. 9. un 5 


9. 12. 


6 Der Werth der Baudienſte, welche nicht nach Tagen beſtimmt find ($. 8.), 
iſt in jedem einzelnen Falle nach ihrem e Durchſchnittsbetrage abzuſchätzen. 
Dabei iſt die Bauart der Gebäude, zu welchen die Dienſte geleiſtet werden 
müſſen, ihr Umfang und ihr baulicher Zuſtand zur Zeit der Abſchätzung, die Art 
der Dienſtleiſtung des Verpflichteten und bei den Fuhren die Entfernung, aus 
welcher die Materialien heranzufahren ſind und die Beſchaffenheit der Wege zu 
berückſichtigen. 
(Nr. 8086.) Wenn 


1 


Wenn die Parteien ſich nicht über den Werth einigen, ſo muß er durch 
ſchiedsrichterlichen Ausſpruch feſtgeſtellt werden. 

Für Diſtrikte, in welchen nach dem Ermeſſen der Diſtriktskommiſſionen 
($$. 45. ff.) hierzu ein Bedürfniß vorhanden iſt und die Beſchaffenheit und Bau⸗ 
art der Gebäude es geſtatten, können von jenen unter Zuziehung eines Bau- 
. Normalſätze in Betreff der der Ablöſungsberechnung zum 
Grunde zu legenden Bofitionen feſtgeſtellt werden. 


$. 13. 

Wenn die einem Gute zuſtehenden Dienſte nach der in der Gegend üblichen 
Wirthſchaftsart nicht ſämmtlich gebraucht werden, ſo erfolgt die Abfindung 
nur für diejenigen Dienſte, deren das Gut wirthſchaftlich bedarf. 

Dieſes Bedürfniß wird durch ſchiedsrichterlichen Ausſpruch nach der in 
der Gegend üblichen Wirthſchaftsart feſtgeſtellt. 

Es finden jedoch dieſe Beſtimmungen in denjenigen Fällen keine Anwendung, 
in denen der Berechtigte die Befugniß hat, diejenigen Dienſte, die er ſelbſt nicht 
benutzen kann, einem Anderen zu überlaſſen, oder ſolche von dem Verpflichteten 
ſich bezahlen zu laſſen. 

$. 14. 


. Unter feſten Abgaben in Körnern werden nur diejenigen jährlich oder in 

Naturalien. anderen beſtimmten Perioden wiederkehrenden Abgaben verftanden, welche in be— 
ſtimmter Menge in Körnern von Halm- und anderen Feldfrüchten, die einen 
allgemeinen Marktpreis haben, entrichtet werden. 


$. 15. 


Der Werth diefer Abgaben iſt nach demjenigen Martini-Marktpreiſe feit- 
zuftellen, welcher ſich im Durchſchnitt der letzten vierundzwanzig Jahre vor An- 
bringung der Provokation ergiebt, wenn die zwei theuerſten und zwei wohlfeilſten 
von dieſen Jahren außer Anſatz bleiben. 


$. 16. 
Unter Martini⸗Marktpreis wird der Durchſchnittspreis derjenigen funfzehn 
Tage verſtanden, in deren Mitte der Martinitag fällt. 
K 17 


Für diejenigen Gegenden, wo der lebhafteſte Getreideverkehr in einer anderen 
Jahreszeit, als um den Martinitag ftattfindet, kann ein anderer Zeitpunkt auf 
dem in den $$. 45. ff. bezeichneten Wege feſtgeſtellt werden. 


\ $. 18. 


Dieſe Durchſchnitts. Marktpreiſe ($$. 15. bis 17.) werden alljährlich durch das 
Amtsblatt bekannt gemacht. 
$. 19. 


3 
N. 


Der Marktplatz, deſſen Preiſe zum Grunde zu legen find, wird nach den 
Beſtimmungen der $$. 45. ff. feſtgeſtellt. 5 

Nach denſelben Beſtimmungen erfolgt, wenn keine oder keine zuverläſſige 
Nachrichten über die Martini-Marktpreiſe an dem betreffenden Marktplatze für 
die letzten vierundzwanzig Jahre vor Anbringung der Provokation vorhanden 
ſind, unter Benutzung des zugänglichen Materials die Feſtſtellung der bei der 
Ablöſung der Körnerabgaben anzuwendenden Preiſe. 


$. 20. 


Wenn eine Gegend keine regelmäßigen Getreidemärkte hat, ſo wird für 
dieſelbe ein möglichſt benachbarter wirklicher Marktort angewieſen. 

Die Preiſe dieſes Marktortes werden mit den Preiſen jener Gegend in den 
letzten vierundzwanzig Jahren vor Verkündigung des gegenwärtigen Geſetzes, mit 
Weglaſſung der beiden theuerſten und der beiden wohlfeilften Jahre, verglichen 
und es wird daraus ein bleibendes Normalverhältniß beider Preiſe berechnet. 
Bei den für jene Gegend vorzunehmenden Preisermittelungen wird ſodann der 
Preis des angenommenen Marktortes zum Grunde gelegt und nach dem blei— 
bend beſtimmten Normalverhältniß erhöht oder vermindert. 


F. 21. 


Iſt ein Bezirk, in welchem ſich ein wirklicher Marktort befindet, ſo aus⸗ 
Be „daß in deſſen entlegeneren Theilen die Preiſe regelmäßig geringer oder 
öher als an dem Marktorte ſelbſt zu ſein pflegen, ſo iſt der ganze Bezirk in 
kleinere Bezirke zu theilen und für jeden derſelben ein bleibendes Normalverhält- 
niß zum Preiſe des Marktortes feſtzuſtellen. 


9. 22. 


Bei ſolchen feſten Abgaben in Körnern, welche rechtsverbindlich nach einem 
mehrjährigen Durchſchnitt der Getreidepreiſe oder nach dem jedesmaligen jähr⸗ 
lichen Marktpreis eines beſtimmten Ortes in Gelde abgeführt werden, erfolgt die 
Feſtſtellung des jährlichen Geldwerthes nach dem Durchſchnitt der bei der Ab- 
führung maßgebenden Marktpreiſe dieſes Ortes. Bei Ermittelung dieſes Durch— 
ſchnittes werden die Preiſe der letzten 24 Jahre vor Anbringung der Provo⸗ 
kation, mit Weglaſſung der beiden theuerſten und der beiden wohlfeilſten, zum 
Grunde gelegt. 

$. 23. 


Sind für feſte Abgaben in Körnern, welche keinen allgemeinen Marktpreis 
haben (F. 14.), oder welche in einer beſonderen Qualität zu liefern find, ſowie 
für ſonſtige feſte nicht in Körnern beſtehende Natural⸗Abgaben, und zwar für 
jährlich wiederkehrende während der letzten zehn Jahre, für die in längeren Pe⸗ 
rioden wiederkehrenden aber während der letzten zwanzig Jahre, vor Anbringung 
der Provokation, Geldvergütungen ohne Widerſpruch bezahlt und angenommen 

(Nr. S086.) wor⸗ 


Naturalfruchtzehnt. 


nt, 


worden, fo find dieſe Vergütungen, und wenn ſie innerhalb der gedachten Zeit- 
räume an haben, der Durchſchnitt der gezahlten Beträge der Feſtſtellung 
des Geldwerthes dieſer Abgaben zum Grunde zu legen. f 


$. 24. 


Kann der jährliche Geldwerth ſolcher ae ee nach den Beſtim⸗ 
1 des §. 23. nicht ermittelt werden, jo kommen Normalpreiſe ($$. 45. ff.) 
in Anwendung, bei deren Feſtſtellung in der Regel auf die Preiſe in den letzten 
zwanzig Jahren zu rückſichtigen und in Anſehung ſolcher Gegenſtände, deren 
Güte eine verſchiedene ſein kann, von der Vorausſetzung auszugehen iſt, daß die 
Abgabe in der mittleren Güte zu entrichten ſei. 
ſt aber in einem gegebenen Falle über die zu entrichtende Güte urkund⸗ 
lich etwas Anderes beſtimmt, ſo ſind die feſtgeſtellten Normalpreiſe dabei nicht 
zum Grunde zu legen, vielmehr muß alsdann der Werth der Abgabe durch 
ſchiedsrichterlichen Ausſpruch beſonders feſtgeſtellt werden. 


$. 25. 


ga der Berechtigte während der letzten zehn Jahre vor Anbringung der 
Provokation für den Naturalfruchtzehnten einen Pachtzins bezogen oder eine Ab⸗ 
gabe in Geld oder Getreide ſtatt des Naturalfruchtzehnten ohne Widerſpruch an⸗ 
genommen, ſo bildet der jährliche Betrag des Pachtzinſes oder der Abgabe, und 
wenn dieſe Beträge gewechſelt haben, der Durchſchnitt der gezahlten Beträge den 
Jahreswerth des Zehntrechts. 

Sind ſolche Pächte oder Abgaben in Körnern entrichtet worden, ſo werden 
fie nach $$. 15. ff. in Gelde veranſchlagt. 


$. 26. 


Treten die Vorausſetzungen des F. 25. nicht ein, fo ift der Ertrag an Na⸗ 
tural⸗Erzeugniſſen, welchen der Zehntberechtigte im Durchſchnitt der Jahre von 
dem Zehnt beziehen kann, nach dem Zuſtande der Wirthſchaftsart der zehntpflich⸗ 
tigen Grundſtücke bei Anbringung der Provokation ſachverſtändig zu bemeſſen. 
Bei dem Getreide iſt dieſer Ertrag in Körnern und in Stroh beſonders feſtzu⸗ 
etzen. 
I Der Preis der Körner wird nach den Vorſchriften der $$. 15. bis 21. 
beſtimmt. 

h Bei Feſtſetzung des Preiſes der übrigen Natural Erzeugnifje kommen die 
Beſtimmungen der $$. 23. und 24. in Anwendung. 

Zur Feſttellung des jährlichen Geldwerthes werden von dem Rohertrage 
die Koſten in Abzug gebracht, welche der Berechtigte aufwenden muß, um den 
Reinertrag zu erhalten. f 

Den Sachverſtändigen bleibt überlaſſen, zu beurtheilen, in wie weit die 
vorzulegenden Zehntregiſter, Grundſteuer⸗Kataſter, ſowie andere nach ihrem Er⸗ 
meſſen einzuziehenden Nachrichten ohne Vermeſſung und Bonitirung für die von 
ihnen vorzunehmenden Feſtſtellungen ausreichend ſind. 92 

„N. 


SEE: > 


F. 27. 


Von dem Tage ab, an welchem das gegenwärtige Geſetz in Kraft tritt, 
kann von Ländereien, von welchen ein Zehnt noch nicht bezogen worden, derſelbe 
nicht gefordert werden. 

Die Ablöſung der Zehnten nach Maßgabe der Beſtimmungen der $$. 25. 
und 26. ſchließt daher auch die Aufhebung der Zehnten vom Neulande (Neu⸗ 
bruchzehnt, Rottzehnt) mit ein und kann dafür nicht noch eine beſondere Abfin⸗ 
dung verlangt werden. 

$. 28. 


Das Recht, Beſitzveränderungs⸗Abgaben bei denjenigen Veränderungsfällen _Befigveränderungs- 

zu fordern, welche auf irgend eine Weiſe in herrſchender Hand eintreten, wird gaben. 

ohne Entſchädigung des Berechtigten aufgehoben. Ferner fallen ohne Entſchädi⸗ 

gung, fort: alle für die Ausfertigung neuer Verleipungs-Urkunden und die für 

ie Konfirmation der Verträge über Grundftüde erhobenen Gebühren; ſofern 

dieſelben jedoch nachweisbar als eine Abgabe zur Anerkennung des Obereigen⸗ 

thume bisher entrichtet werden mußten, unterliegen ſie der Ablöſung nach den 

für Beſitzveränderungs⸗Abgaben maßgebenden Grundfägen. 
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$. 29. 
ab 1 Ermittelung des Werthes der abzulöſenden Beſitzveränderungs⸗Ab⸗ 
en i 


1) 15 Zahl der auf ein Jahrhundert anzunehmenden Beſitzveränderungs⸗ 
älle, 


2) der Betrag der Beſitzveränderungs⸗Abgabe 
feſtzuſtellen. 
§. 30. 


Es ſind drei Beſitzveränderungsfälle, wenn aber die Deszendenten des Be⸗ 
ſizers in allen oder einzelnen Arten der Beſitzveränderung von den Beſitzverän⸗ 
derungs⸗Abgaben befreit find, nur zwei Beſitzveränderungsfälle auf ein Jahrhun⸗ 
dert zu rechnen. a 

5.81: 


Iſt der Betrag der Beſttzveränderungs⸗Abgabe weder ein für alle Mal, 
noch auch nach Prozenten des Werthes oder Erwerbspreiſes des verpflichteten 
Grundſtücks rechtsgültig beſtimmt, ſo wird der Durchſchnitt derjenigen Beträge, 
welche in den letzten ſechs Veränderungsfällen wirklich gezahlt oder zu zahlen ge⸗ 
weſen ſind, und wenn dies nicht ermittelt werden kann, der Durchſchnitt der⸗ . 
jenigen Beträge, welche bekannt ſind, als Einheit zum Grunde gelegt. 
Beſteht die Beſitzveränderungs⸗Ab abe in Prozenten von dem Werthe oder 
Erwerbspreiſe des verpflichteten Grundſtücks, ſo olg die Feſtſtellung des bei 
der Ablöſung zum Grunde zu legenden Werthes oder Preiſes nach dem in Pauſch 
und Bogen durch Schiedsrichter zu ſchätzenden gemeinen Kaufwerthe. 
Iſtt der Betrag oder Prozentſatz der Beſitzveränderungs⸗Abgabe nach Ver⸗ 
ſchiedenheit der Beſizveränderungsfälle verſchieden, fo ift der Durchſchnitt der 
Jahrgang 1873. (Nr. 8086.) 2 ver⸗ 


er 


verſchiedenen Beträge oder Prozentſätze als Einheit des Betrages oder Prozent 
ſatzes der Beſitzveränderungs⸗Abgaben anzuſehen. i 


K. 32. 


Der hundertſte Theil der Samme derjenigen einzelnen Beträge, welche nach 
vorſtehenden Beſtimmungen in einem Jahrhundert zu entrichten ſein würden, bildet 
den Jahreswerth der abzulöſenden Beſitzveränderungs⸗Abgaben. 


$. 33. 


Von dem Zeitpunkte ab, von welchem die Provokation auf Ablöſung bei 
der eee angebracht wird, darf von denjenigen Grund⸗ 
ſtücken, auf welche ſich die Provokation erſtreckt, N die ſpäter ſich ereignenden 
Beſitzveränderungsfälle die Befigveränderungs » Abgabe nicht mehr gefordert 
werden. 

Dagegen iſt von eben dieſem Zeitpunkte ab der zu ermittelnde Jahreswerth 
(§. 32.) von dem Verpflichteten zu entrichten. 


F. 34 


Gefte Geldabgaben. fell Feſte jährliche Geldabgaben werden nach ihrem Jahresbetrage in Rechnung 
geſtellt 


Leiſtungen. 


Iſt eine feſte Geldabgabe nicht alljährlich, ſondern nach Ablauf einer be⸗ 
ſtimmten Anzahl von Jahren zu entrichten, ſo wird ihr Betrag durch die Zahl 
77217 babe getheilt und der Quotient ſtellt alsdann den Jahreswerth der Ab⸗ 
gabe dar. 


$. 35. 


Andere Abgaben und Der Jahreswerth aller ek len und Leiftungen, welche nicht G55 
Is 


Gegenleiſtungen. 


den in den $$. 7. bis 34. aufgeführten gehören, wird nach ſachverſtändigem 
meſſen unter möglichſter Berückſichtigung der örtlichen Preiſe in den letzten 
20 Jahren vor Erlaß dieſes DR veranſchlagt. . 

Die Ablöſung der im Titel I. des Geſetze8s vom 17. März 1868. (Geſetz⸗ 
Samml. für 1868. S. 249.) für ablösbar erklärten gewerblichen Berechtigungen 
erfolgt nach den Beſtimmungen des gedachten und nicht des gegenwärtigen 
Geſeßes. 

$. 36. 


Die Gegenleiftungen, welche dem Berechtigten 7 dem Verpflichteten 
obliegen, werden, ſoweit ſie nach dem gegenwärtigen Geſetze ablösbar ſind, nach 
den Votſchriften der $$. 7. bis 35. ebenfalls auf eine Jährlichkeit gebracht. 
Der Ueberſchuß, welcher ſich hiernach bei der Aufrechnung der jährlichen Leiſtungen 
und Gegenleiſtungen zu Gunſten des Berechtigten oder Verpflichteten ergiebt, 
bildet den abzulöſenden jährlichen Geldwerth. | 

Wenn dem Berechtigten aus einem beſonderen Rechtsgrunde die Befugniß 
zuſteht, wider den Willen des Verpflichteten auf deſſen 1 5 zu verzichten 
und ſich dadurch von den Gegenleiſtungen zu befreien, ſo hat es hierbei ſein 
Bewenden. 4 

Als 


ER? 


Als Gegenleiftungen der Obereigenthümer kommen auch die den Erbfeſtern 

9 7 8 Holz. und Corſbezäge zur Ablöſung, mögen dieſelben die Natur der 
eallaſten oder Dienſtbarkeiten an ſich tragen. 

Diejenigen Erbfeſter aber, zu deren Stellen ſolche Feſtehölzungen gehören, 
auf welche die $$. 31. bis 36. der Forft- und Jagdordnung vom 2. Juli 1784. 
Anwendung finden, werden für die ihnen auf dieſen Grundſtücken zuftehenden 
Holznutzungsrechte dadurch entſchädigt, daß ihnen die Feſtehölzungen mit allen 
Holzbeſtänden vom Fiskus zum vollen Eigenthum als Zubehör ihrer Feſteſtellen 
abgetreten werden gegen eine an den Fiskus zu entrichtende Jahresrente, welche 
drei Prozent des ſachverſtändig zu ermittelnden Kapitalwerthes des auf den Feſte⸗ 
hölzungen befindlichen Beſtandes an hartem Holze ausmacht. 


$. 37. 
Bei der Auseinanderſetzung nach den Beſtimmungen dieſes Geſetzes findet Abfindung der Ber 
eine Ermäßigung der Abfindung wegen der den pflichtigen Grundſtücken auf: chigen. 
erlegten oder aufzuerlegenden Grundſteuer nicht ſtatt. Entrichtet jedoch der Ver⸗ 
pflichtete unter den Abgaben an den Berechtigten zugleich die auf das verpflichtete 
Grundſtück fallenden teuern, als Kontribution, Landſteuer, und kommt der Be⸗ 
rechtigte dafür der Staatskaſſe auf, ſo ſind dieſe Steuerbeträge auszuſondern. 
Dieſelben ſind nicht. Gegenſtand der Ablöſung, ſondern es finden auf ſie An⸗ 
wendung die Vorſchriften der $$. 1. und 4. der Verordnung, betreffend die Ein⸗ 
führung der Preußiſchen Geſetzgebung über die direkten Steuern in dem Gebiete 
der Herzogthümer Schleswig und Holſtein vom 28. April 1867. (Geſetz-Samml. 
für 1867. S. 543.). 
$. 38. 


Der in Gemäßheit der 68. 6. bis 36. feſtgeſtelte jährliche Geldwerth 
bildet die Ablöſungsrente. ss feſtgeſt jährlich 


$. 39. 

Dieſe Rente darf der Verpflichtete durch Barzahlung ihres achtzehnfachen 
Betrages tilgen. 

„Die Zahlung muß im Mangel einer anderweiten Einigung ſpäteſtens im 
Ausführungstermin in unzertrennter Summe erfolgen. 
F. 40. 

Erklärt ſich der Verpflichtete nicht vor dem Abſchluß des Rezeſſes bereit 
das Abloſung tap ea nach $. 39. zu bezahlen, jo erfolgt die AbLöfunn br Rente 
und die Abfindung des Berechtigten in Rentenbriefen zum zwanzigfachen Betrage 
durch Vermittelung einer für die Provinz Schleswig⸗Holſtein zu errichtenden 
Rentenbank, welche mit einer der beſtehenden Rentenbanken vereinigt werden kann. 

Will der Verpflichtete die Ablöſung durch Baarzahlung des achtzehnfachen 
Betrages bewirken, ſo ſteht dem Berechtigten dennoch frei, die Abfindung zum 
zwanzigfachen Betrage in Rentenbriefen zu verlangen. f 


. Al. 


Für die Vermittelung der Rentenbank iſt das Geſetz vom 2. März 1850. 
(Geſetz-»Samml. für 1850. S. 112. ff.) mit dem daſſelbe ergänzenden Geſeze vom 
14. September 1866. (S. 547.) maßgebend. 

(Nr. 8088.) be Das 


en re 


Dabei bleiben aber diejenigen Beſtimmungen, welche eine Herabminderung 
der Ablöſungsrente auf neun Zehntheile vorausſetzen, außer Anwendung. 

Die im F. 62. des Rentenbank⸗Geſetzes bezeichneten Ablsſungsfapitallen 
unterliegen, ſoweit ſie dem Berechtigten nicht baar bezahlt werden, der Beſtim⸗ 
mung des $. 5. des Geſetzes vom 18. Dezember 1871., betreffend die Aufhebung 
des Staatsſchatzes (Geſetz-Samml. S. 593.). 


$. 42. 


Auf diejenigen Renten, welche dem Domainen-Fiskus als Berechtigten zu⸗ 
ſtehen, findet der $. 64. des Rentenbank-Geſetzes vom 2. März 1850. mit 2 
Maßgabe Anwendung, daß die Rente während eines Zeitraumes von 41 Jahren 
ununterbrochen an den Fiskus Seitens des Verpflichteten zu entrichten iſt, wo- 
nächſt die Verbindlichkeit zur ferneren Entrichtung der Rente vollſtändig aufhört. 


6. 43. 


Auf feſte Geld⸗ und Getreideabgaben, welche nachweisbar als Kanon oder 
Grundzins für die Ueberlaſſung eines Grundſtücks zur Erbpacht, Erbfeſte, Erb⸗ 
ins oder Eigenthum vor Verkündigung des gegenwärtigen Geſetzes rechtsverbind⸗ 
ich übernommen find, finden die Beſtimmungen der $$. 39. und 40. keine 
Anwendung. 

Der Verpflichtete iſt befugt, die für ſolche feſte Geld⸗ und Getreideab⸗ 
gaben ermittelte Ablöſungsrente durch Baarzahlung ihres zwanzigfachen Betrages 
zu tilgen. Die Zahlung muß im Mangel einer anderweitigen Einigung ſpäte⸗ 
ſtens im Ausführungstermine in ungetrennter Summe erfolgen. 

Erklärt ſich der Verpflichtete nicht vor dem Abſchluſſe des Rezeſſes bereit, 
das Ablöſungskapital zu bezahlen, ſo erfolgt die Ablöſung der Rente und die 
Abfindung des Berechtigten in tente een zum 22% fachen Betrage durch 
Vermittelung der Rentenbank. 

In dieſem Fall iſt die Ablöſungsrente von dem Verpflichteten während 
eines Zeitraumes von 56½ Jahren an die Rentenbank zu bezahlen. Renten⸗ 
theile unter einem vollen Silbergroſchen werden jedoch von der Rentenbank nicht 
übernommen, vielmehr wird deren 20 facher Betrag von dem Verpflichteten un⸗ 
mittelbar an den Berechtigten gezahlt. 

Will der Verpflichtete die Ablöſung durch Baarzahlung des 20 fachen Be⸗ 
trages bewirken, ſo ſteht dem Berechtigten dennoch frei, die Abfindung zum 
22½ fachen Betrage der Jahresrente in Rentenbriefen zu verlangen. 

Iſt der Fiskus zu den hier fraglichen Abgaben der Berechtigte, ſo finden 
die $$.7. und 64. des Rentenbank⸗Geſetzes vom 2. März 1850. (Geſetz-Samml. 
S. 112.) keine Anwendung. 8 4 


Ausgenommen von den Beſtimmungen der N} 39. bis 43. find die Ab⸗ 
löſungsrenten (F. 38.), welche Kirchen, Pfarren, Küſtereien, ſonſtigen geiſtlichen 
Inſtituten, kirchlichen Beamten, öffentlichen Schulen und deren Lehrern, höheren 
Unterricht: und Erziehungs⸗Anſtalten, frommen und milden Stiftungen oder 
Wohlthätigkeits⸗Anſtalten, ſowie den zur Unterhaltung aller vorgedachten An⸗ 
ſtalten beſtimmten Fonds zuſtehen. “ 

f Dieſe 


u 1 — 


Dieſe Renten werden 


a) wenn der Antrag von dem Verpflichteten ausgeht, zum 25fachen 
Betrage, 

b) wenn der Antrag von dem Berechtigten ausgeht, zum 22 fachen 
Betrage 


durch Kapital abgelöſt. Die Abfindung erfolgt durch die Vermittelung der 
Rentenbank. Dem Verpflichteten ſteht jedoch frei, baar zum 25 fachen, beziehungs⸗ 
weiſe zum 22½ fachen Betrage abzulöſen. 

Bei der Ablöſung durch Baarzahlung iſt der Verpflichtete befugt, das 
Kapital in vier auf einander folgenden einjährigen Terminen, von dem Ablaufe 
der Kündigungsfriſt an gerechnet, zu gleichen Theilen abzutragen. Doch iſt der 
Berechtigte nur ſolche Theilzahlungen anzunehmen verbunden, die mindeſtens 


100 Thaler betragen. Der jedesmalige Rückſtand iſt mit 4 Prozent jährlich 


zu verzinſen. 


ür die Vermittelung der Rentenbank iſt das Geſetz vom 2. März 1850. 
(GeſetzSamml. S. 112. ff.) mit folgenden Abänderungen maßgebend: 5 


1) Der Berechtigte erhält den nach obiger Vorſchrift berechneten Kapitalbe⸗ 
trag in Rentenbriefen nach dem Nennwerthe und, ſoweit dies durch ſolche 
nicht vollſtändig geſchehen kann, in baarem Gelde. 


Der Beſitzer des pflichtigen Grundſtücks hat vom Zeitpunkt der Renten⸗ 
übernahme und während der Tilgungsperiode von 56 Jahren an die 
Rentenbank eine Jahresrente zu entrichten, welche 43 vom Hundert der 
an den Berechtigten zu gewährenden Abfindung beträgt; Renten und 
Rententheile unter einem Silbergroſchen werden von der Rentenbank 
nicht übernommen, vielmehr wird der 22 fache Betrag derſelben von 
dem Beſitzer des verpflichteten Grundſtücks unmittelbar an den Berechtig⸗ 
ten gezahlt. 
Die dae e Rentenbank findet nur ſtatt, wenn die Ablöſung 
bei der zuſtändigen Auseinanderſetzungs⸗Behörde bis zum 31. Dezember 1874. 
beantragt worden. Für den Berechtigten geht mit Ablauf dieſer Friſt 
die Befugniß, auf Kapital⸗Ablöſung anzutragen, mit Ausnahme des im 
52. gedachten Falles überhaupt verloren und er iſt ſpäter nur die 
mwandlung der Reallaſten in Rente nach den Beſtimmungen der 
$$. 5. bis 38. zu beantragen befugt. 


8. 45. 


Zur Feſtſtellung der Normalpreiſe und Normal» Marktorte (f. 65. 8. 
W. . % bis 21. und 24.) werden von der Bezirksregierung ange⸗ 
meſſene Diſtrikte beſtimmt. Für jeden ſolchen Diſtrikt wird eine Kommiſſion 
a welche aus mehreren nach $. 46. zu erwählenden ſachkundigen Einge- 
eſſenen des Diſtrikts und Einem von der Bezirksregierung ohne Stimmrecht 
zu ernennenden Vorſitzenden beſtebt. 

Die Kommiſſion macht auf Grund der von ihr vorzunehmenden Ermitte⸗ 
lungen der Bezirksregierung Vorſchläge über die in dem Diſtrikte zu bildenden 

(Nr. 8086.) Preis- 


2 


> 


3 


— 


Normalpreiſe und 
Normalmarktorte. 


. 


Preisbezirke, über die Normalpreiſe für jeden dieſer Bezirke, ſowie über die an⸗ 
zunehmenden Normal⸗Marktorte. 

Die Bezirksregierung beſtätigt dieſe Vorſchläge oder entſcheidet, wenn die 
Kommiſſionsmitglieder ſich nicht haben einigen können. Gegen dieſe Entſcheidung 
ſteht den Mitgliedern der Kommiſſion der Rekurs an das Reviſionskollegium 
für Landeskulturſachen zu, welchen ſie innerhalb drei Wochen vom Tage der 
Publikation bei der een ag einzulegen haben. 

Das Reviſionskollegium entſcheidet endgültig. 


$. 46. 


Bei der Wahl der aus den Diſtrikts⸗Eingeſeſſenen zu entnehmenden Mit⸗ 
gliedern der Kommiſſion iſt nach folgenden Regeln zu verfahren: f 
1) Die Wahl erfolgt für jeden Kreis auf dem Kreistage in der Art, daß 
die eine Hälfte der Kommiſſionsmitglieder von den Kreistagsmitglie⸗ 
dern aus dem Stande des großen Grundbeſitzes und die andere Hälfte 
von den Mitgliedern aus dem Stande der Landgemeinden gewählt wird. 
Umfaßt der Diſtrikt mehrere landräthliche Kreiſe, ſo werden in jedem 
derſelben mindeſtens zwei Mitglieder, eins von den Kreistagsmitgliedern 
aus dem Stande des großen Grundbeſitzes, und eins von den Kreistags⸗ 
mitgliedern aus dem Stande der Landgemeinden gewählt. Die Bezirks- 
regierung kann die Kreistagsmitglieder aus dem Stande des großen 
Grundbeſitzes von mehreren Kreiſen zu einer Wahlverſammlung ver- 
einigen. 
3) Die Wahlen erfolgen nach abſoluter Stimmenmehrheit. Bei Stimmen⸗ 
gleichheit entſcheidet das Loos. 
4) Die Prüfung und Beſtätigung der Wahlen gebührt der Bezirks— 
regierung. 
5) Auf dieſe Behörde geht auch das Recht zur Wahl der Kommiſſions⸗ 
mitglieder für diejenige Partei über, welche die Wahl verweigert oder 
ſolche unterlaſſen hat. 


2 


— 


$. 47. 


Die erwähnten Mitglieder der Diſtriktskommiſſion erhalten Reiſe- und 
Zehrungskoſten aus der Staatskaſſe und zwar: 


zwei Thaler Tagegelder und funfzehn Sgr. Reiſekoſten pro Meile. 


$. 48. 

Wenn die Bezirksregierung eine Aenderung von Normal⸗Marktorten und 
den damit zuſammenhängenden Normalverhältniſſen zu den Preiſen der Markt— 
orte ($$. 18. bis 20.) durch den Verkehr für geboten erachtet, fo iſt fie zu einer 
ſolchen Aenderung ohne Zuziehung der Diſtriktskommiſſion befugt. Der neue 
Marktort iſt für alle auf die Bekanntmachung der Aenderung folgenden Mar 
tinimarktpreiſe maßgebend. 

Eine Reviſion oder Ergänzung der Normalpreiſe kann die Bezirksregie— 
rung bewirken, wenn und ſoweit ſie ein Bedürfniß dazu anerkennt, ſofern nur 

die 


Bee 


die geltenden Normalpreiſe ſchon mindeſtens fünf Jahre in Wirkſamkeit geweſen 
find. Die Reviſion oder Ergänzung erfolgt auf dem im $. 45. bezeichneten Wege. 


$. 49 


In der Regel kommen die Markt- und Normalpreiſe desjenigen Bezirks 
zur Anwendung, in welchem der zur Ablieferung der Abgabe oder der zur 
Leiſtung der Verpflichtung beſtimmte Ort belegen iſt. Iſt dieſer nicht beſtimmt, 
oder muß die Abgabe oder Leiſtung an verſchiedenen Orten abgeliefert oder ver⸗ 
richtet werden, ſo kommen die Markt⸗ oder Normalpreiſe desjenigen Bezirks zur 
Anwendung, in welchem das verpflichtete Grundſtück belegen iſt. 


$. 50. 


Sollten in einzelnen Diſtrikten Abgaben und Leiftungen, für deren Ab- 
löſung nach dem . Geſetze Normalſätze ſeſtgeſtellt werden ſollen, gar 
nicht mehr oder doch nur in ſehr geringem Umfange vorkommen, ſo kann mit 
Genehmigung des Miniſteriums für landwirthſchaftliche Angelegenheiten in ſolchen 
Diſtrikten die Feftfegung von Normalpreiſen unterbleiben. 


Kommt es in ſolchen Diſtrikten auf eine Abſchätzung an, ſo erfolgt dieſel be 
durch Schiedsrichter. f eine Abſchätzung an, fo erfolgt dieſ 
$. 51. 


Bei Rezeſſen und Verträgen, welche für die Ablöſung Bedingungen feſt⸗ Augemeine Beſtim⸗ 
ſetzen, die den Berechtigten oder den Verpflichteten günſtiger find, als fie das mungen. 
gegenwärtige Geſetz enthält, behält es ſein Bewenden. 


8. 52. 


Wenn bei Zerſtückelung von Grundſtücken die darauf haftenden Reallaſten 

weder durch Kapital noch durch Vermittelung der Rentenbank abgelöſt werden, 

1 10 5 be Reallaſten das Hauptgrundſtück und die Trennſtücke ſoli⸗ 
ariſch verhaftet. 

Stehen dem Berechtigten mehrere verpflichtete Grundſtücke mit ſolidariſcher 
Haftbarkeit für die demſelben zu gewährenden Leiftungen gegenüber und es hat 
bereits eine Vertheilung der Leiſtungen mit Einwilligung des Berechtigten ſtatt⸗ 
gefunden, ſo iſt letztere auch für die Auseinanderſetzung nach dieſem Geſetze in der 

rt maßgebend, daß mit der Ausführun derſelben die ſolidariſche Haftbarkeit aufhört. 

eine ſolche e noch nicht erfolgt, fo wird die nach §. 38. er⸗ 
mittelte Rente nach Verhältniß des Werthes der einzelnen pflichtigen Grundſtücke 
auf dieſelben unter Aufhebung der Solidarhaft vertheilt. 

7 Das Nämliche gilt bei den nach der Auseinanderſetzung eintretenden Zer⸗ 
ſtückelungen rentenpflichtiger Grundſtücke. 

Die in dem H. 44. genannten Berechtigten ſind zu fordern befugt, daß 
diejenigen Rentenbeträge, welche nach der Vertheilung jährlich unter vier Thaler 
betragen, durch Erlegung des 25 fachen Baarbetrages abgelöſt werden. 

Wenn Grundſtücke, auf denen Tilgungsrenten haften zerſtückelt werden, 
ſo ſind dieſe Renten ebenſo zu vertheilen, wie die Staatsſteuern. 

In ſolchem Falle müffen Rentenbeträge, welche nach der Vertheilung der 
Rente jährlich weniger als einen Thaler betragen, auf Verlangen der * 

(Nr. 80860) er 
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der Rentenbank beziehungsweiſe des Domainen⸗Fiskus ſofort durch Kapitalzahlung 
nach den Vorſchriften des §. 23. des Rentenbank⸗Geſetzes vom 2. März 1850. ab⸗ 
gelöſt werden. 9558 

. 53. 


Mit dem Ausführungstermin der Auseinanderſetzung, welcher beim Mangel 
der Einigung durch die Bezirksregierung zu beſtimmen iſt, tritt an die Stelle 
der aufgehobenen e das Recht auf die dafür feſtgeſtellte Rente⸗ oder 
Kapitalabfindung. Dieſem Rechte ſteht daſſelbe Vorzugsrecht vor anderen an 
das verpflichtete Grundſtück geltend zu machenden Privatforderungen zu, welches 
der e Berechtigung zuſtand. 

ie n e dies Rechtes in die betreffenden öffentlichen Bücher er- 
folgt auf Grund der en e Beſtimmung. 

In Betreff der Tilgungsrenten gilt die Beſtimmung des $. 18. des Renten- 
bank⸗Geſetzes vom 2. März 1850. 

$. 54. 

Bei erblicher Ueberlaſſung eines Grundſtücks iſt fortan nur die Uebertragung 
des vollen Eigenthums 5 

Mit Ausnahme feſter Geldrenten dürfen Laſten, welche nach dem gegen⸗ 
1 Geſetze ablösbar ſind, einem Grundſtücke von jetzt ab nicht 0 5 
werden. 

Neu auferlegte feſte Geldrenten iſt der Verpflichtete nach vorgängiger ſechs⸗ 
monatlicher Kündigung mit dem zwanzigfachen Betrage abzulöſen berechtigt, fo- 
fern nicht vertragsmäßig etwas Anderes beſtimmt wird. Es kann jedoch auch 
vertragsmäßig die Kündigung nur während eines beſtimmten Zeitraums, welcher 
dreißig Jahre nicht überſteigen darf, ausgeſchloſſen und ein höherer Ablöſungs⸗ 
betrag als der bench enen die Pe der Rente nicht feſtgeſetzt werden. Vertrags⸗ 
mäßige, den Vorſchriften dieſes Paragraphen zuwiderlaufende Beſtimmungen find 
wirkungslos, unbeſchadet der Rechtsverbindlichkeit des fonftigen Inhalts eines 
ſolchen Vertrages. 8. 55 

55. 


Die Kündigung von Kapitalien, welche einem Grundſtück oder einer Ge⸗ 
rechtigkeit auferlegt werden, kann künftig nur während eines beſtimmten Zeit⸗ 
raumes, welcher dreißig Jahre nicht überſteigen darf, ausgeſchloſſen werden. Kapi⸗ 
talien, welche auf einem Grundſtück oder einer Gerechtigkeit angelegt ſind, und 
bisher Seitens des Schuldners unkündbar waren, können von jetzt ab, ſobald 
dreißig Jahre ſeit der Verkündigung dieſes Geſetzes verfloſſen ſind, mit einer 
ſechsmonatlichen Friſt Seitens des Schuldners gekündigt werden. 

Dieſe Beſtimmungen finden auf Kreditinſtitute keine Anwendung. 

$. 56. 

Die Koſten der Auseinanderſetzung, ausſchließlich der Prozeßkoſten, ſind zur 

einen Hälfte von dem Berechtigten, zur anderen von dem Pflichtigen zu tragen. 

ehrere Berechtigte oder mehrere Verpflichtete haben zu den ſie betreffen; 

den Koſten nach Verhältniß des Werthes der abgelöſten Reallaſten und Gegen- 
leiſtungen beizutragen. 

$. 57. 


1 
$. 57. 

Die Ausführung dieſes Geſetzes wird der Regierung in Schleswig, als 
Auseinanderſetzungs⸗Behörde, und dem daſelbſt zu bildenden Spruchkollegium für 
landwirthſchaftliche Angelegenheiten übertragen. In e der Rechte dritter 
Perſonen, des ganzen Auseinanderſetzungsverfahrens und des Koſtenweſens finden 


dabei dieſelben Vorſchriften Anwendung, welche in dieſen Beziehungen bei Ab— 
löſungen in der Provinz Brandenburg gelten. 


$. 58. 


In Streitigkeiten über Theilnehmungsrechte und deren Umfang, ſowie 

überhaupt wegen ſolcher Rechtsverhältniſſe, welche, abgeſehen von den Beſtim— 

mungen dieſes Geſetzes, Gegenſtand eines Prozeſſes im ordentlichen Rechtswege 

3 werden können, hat in letzter Inſtanz das Ober-Appellationsgericht in 
erlin zu entſcheiden. Dabei kommen die für dieſes Gericht geltenden Beftim- 

gungen, über die Rechtsmittel und die dafür beſtehenden Prozeßvorſchriften zur 
n g. 


§. 59. 


„Die Ablösbarkeit ift ohne Rückſicht auf frühere Willenserklärungen, Ver⸗ 
jährung oder Judikate nach den Vorſchriften des gegenwärtigen Geſetzes zu 
beurtheilen. 

$. 60. 


Alle bisherigen Vorſchriften über Gegenſtände, worüber das gegenwärtige 
Ka e enthält, werden, wasn ſie demselben entgegen abi) außer 
raft geſetzt. 


ie auf Grund ſolcher Vorſchriften oder ſonſt rechtsverbindlich erfolgten 


Feſtſetzungen über die Art und Höhe der Entſchädigung und über das Koſten⸗ 
beitragsverhältniß bleiben in Kraft. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. | 


Gegeben Berlin, den 3. Januar 1873, 
(L. S.) Wilhelm. 


Gr. v. Roon. Gr. v. Itzenplitz. v. Selchow. Gr. zu Eulenburg. 
Leonhardt. Camphauſen. Falk. 


(Nr. 8087.“ Allerhöchſter Erlaß vom 11. Dezember 1872., betreffend die Einführung des 
Inſtituts der Schiedsmänner im Kreiſe Bochum. 


Jr Ausführung des Geſetzes vom 4. März 1855. (Geſetz-Samml. S. 181.) 
will Ich auf den Bericht vom 1. Dezember ex. hierdurch genehmigen, daß das 
Inſtitut der Schiedsmänner in dem Kreiſe Bochum, Regierungsbezirks Arns⸗ 

Jahrgang 1873. (Nr. 808680880) 3 berg, 


* 


I 


berg, in derſelben Weiſe eingeführt werde, wie durch Meinen Erlaß vom 
28. Februar 1859. (Geſetz⸗Samml. S. 102.) für die in demſelben bezeichneten 
Kreiſe der Provinz Weſtphalen angeordnet worden iſt. ; 


Berlin, den 11. Dezember 1872. 
(L. S.) Wilhelm. 
Gr. zu Eulenburg. Leonhardt. 
An die Miniſter des Innern und der Juſtiz. 


(Nr. 8088.) Vertrag zwiſchen Preußen und Schaumburg Lippe wegen Uebertragung der 
Leitung der Forſtberechtigungs⸗Ablöſungen im Fürſtenthum Schaumburg⸗ 
Lippe auf die Königlich Preußiſchen Auseinanderſetzungs⸗Behörden. Vom 
20. Oktober 1872. 


4 5 Seine Majeſtät der Deutſche Kaiſer, König von Preußen, dem 
Wunſche Seiner Durchlaucht des Fürſten zu Schaumburg -Lippe mit Bereit⸗ 
willigkeit entgegengekommen find, die Leitung der Forſtberechtigungs⸗Ablöſungen 
im Fürſtenthum Schaumburg⸗Lippe den Königlich Preußiſchen Auseinander⸗ 
ſetzungs⸗Behörden zu übertragen, ſind zur Feſtſtellung der hierbei erforderlichen 
näheren Beſtimmungen N 
Königlich Preußiſcher Seits: 5 
der Geheime Ober-Regierungsrath Greiff, 
und 
Fürſtlich Schaumburg ⸗Lippeſcher Seits: 
der Regierungsrath Spring 
zuſammengetreten und haben unter Vorbehalt der Ratifikation folgenden Vertrag 
geſchloſſen. 
Artikel 1. 


Die Leitung der Forſtberechtigungs⸗Ablöſungen, ſowie die Entſcheidung der 
dabei vorkommenden Streitigkeiten fol in dem Fürſtenthum Schaumburg-Lippe 
durch die für den Kreis Rinteln dazu berufenen Königlich Preußiſchen Behörden, 
ur Zeit die Königliche Generalkommiſſion zu Kaſſel und das Reviſionskollegium 
für Landeskulturſachen in Berlin, ſowie in den dazu geeigneten Fällen das 
Ober⸗Appellationsgericht in Berlin, erfolgen. f 


Artikel 2. ö 


Dem Verfahren und den Entſcheidungen ſollen die im Fürſtenthum Schaum⸗ 
burg⸗Lippe geltenden Geſetze und Verordnungen zum Grunde gelegt werden. 
Art 


RER TI: ı. : 


Artikel 3. 

Die Königlich Preußiſchen Auseinanderſetzungs⸗Behörden follen in dem 
Seitens Seiner Durchlaucht des Fürſten zu Gehaunbur «Lippe zu wa la 
Ausführungsgeſetze über die Artikel 1. bezeichneten Geschäfte biefelben efug⸗ 
niſſe erhalten, welche ihnen in ähnlichen Preußiſchen Angelegenheiten einge- 
räumt ſind. f 

Artikel 4. 


Die richterlichen Entſcheidungen der Königlich Preußiſchen Behörden in 
den im Fürſtenthum Schaumburg ⸗Lippe vorkommenden Auseinanderſetzungsſachen 
ergehen unter der Formel: f 


In Gemäßheit des zwiſchen Seiner Majeſtät dem Deutſchen Kaiſer, 
Könige von Preußen, und Seiner Durchlaucht dem Fürſten 37 Schaum⸗ 
burg⸗Lippe geſchloſſenen Staatsvertrages vom 20. Oktober 1872. 


Artikel 5. 


„Die betreffende Königlich Preußiſche Generalkommiſſion überweiſt die Be⸗ 
arbeitung der einzelnen Geſchäfte den geeigneten Spezialkommiſſarien und Geo⸗ 
metern, führt naß über dieſe ihre Unterbeamten die geſchäftliche Disziplin. 


Artikel 6. 

Die Fürſtlich Schaumburg ⸗Lippeſche Regierung iſt befugt, von der be⸗ 
treffenden King Preußiſchen Generalkommiffon über die Lage der einzelnen 
Auseinanderſetzungsſachen jederzeit Auskunft zu erfordern. Für den Fall, daß 
die Fürſtliche Regierung in einzelnen das landespolizeiliche Intereſſe berührenden 
Punkten der betreffenden Königlichen Generalkommiſſion beſtimmte un ut 
1 ertheilen hätte, wird dieſelbe mit dem Königlich Preußiſchen Miniſterium für 
andwirthſchaftliche Angelegenheiten in Kommunikation treten, durch welches 
letztere dann die Beſcheidung der Generalkommiſſion erfolgt. 

Auch in allen auf die Disziplin der Behörde oder der einzelnen Beamten 
Bezug habenden Fällen wird fh ie Fürſtliche Regierung an das gedachte Kö⸗ 
nigliche Miniſterium wenden, ſofern dieſelbe nicht vorziehen ſollte, ſich dieſerhalb 
zuvörderſt unmittelbar mit der Auseinanderſetzungs⸗Behörde zu verſtändigen. 


Artikel 7. 


Die im Köni reich Preußen wegen der Koſten und der Remunerirung 
der Beamten und Gachverſtindigen in Auseinanderſetzungsſachen geltenden Vor⸗ 
ſchriften, fie mögen ſchon erlaſſen fein oder noch erlaſſen werden, ſollen auch bei 
den im Fürſtenthum Schaumburg⸗Lippe vorkommenden, im Artikel 1. bezeichne⸗ 
ten Auseinanderſetzungsgeſchäften Anwendung finden. 


Artikel 8. 

Seine Durchlaucht der Fürſt zu Schaumburg⸗Lippe verpflichtet Sich, zu 
den Generalkoſten der ni Preußiſchen Auseinanderfegungs » Behörden, 
welche aus der Königlich Preußiſchen Staatskaſſe gewährt werden, an dieſe 
einen angemeſſenen Beitrag alljährlich zu zahlen. Dieſer Beitrag wird für die 

(Nr. 80888089.) 55 näch⸗ 


nächſten fünf Jahre auf die Summe von fünfhundert Thalern jährlich feſt— 
geſtellt und bleibt für die weitere Folgezeit beſonderer Verabredung vorbehalten. 


Artikel 9. 

Die Ausführung dieſes Vertrages erfolgt mit dem 1. Januar 1873. 

Von dem Vertrage zurückzutreten ſoll ſowohl der Königlich Preußiſchen 
Regierung, als der Fürſtlich Schaumburg⸗Lippeſchen Regierung nach Ablauf 
von fünf Jahren und von da ab jederzeit nach einjähriger Kündigung freiſtehen. 

Eine gleiche Kündigung ſoll der Königlich reßiſchen Regierung inner⸗ 
halb der vertragsmäßigen Zeit von fünf Jahren freiſtehen, wenn an der hin⸗ 
ſichtlich der Forſtberechtigungs-Ablöſungen im Fürſtenthum Schaumburg⸗Lippe 
jetzt beſtehenden materiellen Geſetzgebung etwas geändert werden ſollte. 


Artikel 10. 


Gegenwärtiger Vertrag ſoll zweimal ausgefertigt und unverzüglich zur 
landesherrlichen Ratifikation vorgelegt und die Auswechſelung der Ratifikations⸗ 
Urkunden binnen vier Wochen in Berlin bewirkt werden. 

Berlin, den 20. Oktober 1872. 


(L. S.) Johann Julius Edmund Greiff. 
(L. S.) Heinrich Spring. 


Vorſtehender Vertrag iſt ratiftzirt und die Auswechſelung der Ratifikations⸗ 
Urkunden bewirkt worden. 


(Nr. 8089.) Allerhöchſter Erlaß vom 16. Dezember 1872,, betreffend den Tarif, nach welchem 
die Hafenabgaben zu Cappeln, im Kreiſe und Regierungsbezirk Schleswig, 
vom 1. Januar 1873. an bis auf Weiteres zu erheben ſind. 


Alf Ihren gemeinſchaftlichen Bericht vom 10. Dezember d. I. will Ich den 
beifolgenden Tarif, nach welchem die e zu Cappeln, im Kreiſe und 
Regierungsbezirk Schleswig, vom 1. Januar 1873. an bis auf Weiteres zu er⸗ 
heben ſind, genehmigen und der Stadt Cappeln das Recht zur Erhebung eines 
Bohlwerks⸗ und Lagergeldes unter dem Vorbehalte des jederzeitigen Widerrufes 
verleihen. Der gegenwärtige Erlaß iſt mit dem Tarife durch die Geſetz-Sammlung 
zu veröffentlichen. 
Berlin, den 16. Dezember 1872. 


Wilhelm. 
i Gr. v. Itzenplitz. Camphauſen. 
An den Miniſter für ah „Gewerbe und öffentliche Arbeiten 
und den Finanzminiſter. 


Tarif, 
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Tarif, 
nach welchem die Abgaben fuͤr Benutzung der Hafenanlagen zu Cappeln, 


im Kreiſe und Regierungsbezirk Schleswig, vom 1. Januar 1873. an 
bis auf Weiteres zu erheben ſind. 


Vom 16. Dezember 1872. 


An Hafengeld wird entrichtet von allen Schiffsfahrzeugen, welche die bei 
Cappeln then Anlagevorrichtungen benutzen, und zwar von Fahrzeugen: 


J. von 6 Tonnen Tragfähigkeit (12,72 Kubikmeter Netto⸗Raumgehalt) und 
darunter: . 


beim Eingange 

beim Ausgange 

für jedes Fahrzeug. 
Anmerkung. Fahrzeuge der vorſtehend näher bezeichneten Art 

bleiben von der Abgabe befreit, wenn fie beballaftet oder leer find. 

I. von mehr als 6 Tonnen Tragfähigkeit (12½ Kubikmeter Netto-Raum- 


gehalt): 
a) wenn ſie beladen ſind: 
. ß ² » 1 Sgr. 
Cr 13 
b) wenn ſie Ballaſt führen oder leer ſind: 
„% f easena ale onen Hana 4 « 
Bee Ausgange e AT SIERT 5 
für jede Tonne der Tragfähigkeit (jede 2,12 Kubikmeter Netto⸗Raumgehalt). 
i Ausnahmen. 


1) Schiffe, deren Ladung 
a) im Ganzen das Gewicht — 7 3 nicht überſteigt, oder 
b) ausſchließlich in Schiefer, Dachpfannen, Cement, Gyps, Kalk, Thon 
faßte 55 Biegelftenen aller Art, Kreide oder Pfeifenerde, 
eegras, Sand, Brennholz, Torf, Koaks, Heu, Stroh, Dünger 
oder frischen Fiſchen beſteht, 
75 das Hafengeld nur nach den Sätzen für Ballaſtſchiffe zu ent- 
richten 5 
e) für Fahrzeuge, welche den Hafen zu Cappeln regelmäßig oder häufig 
5 im 1 daher kann gl ahl, anſtatt der tarihnäßigen Ab⸗ 
gabe für jede einzelne Fahrt, eine jährliche Abfindung entrichtet 
werden, deren Höhe durch Beſchluß des Stadtverordneten Kollegiums 
mit Genehmigung der Königlichen Regierung feſtzuſetzen iſt. 
(Nr. 8089.) Us 


a DER 


| Zuſatzbeſtimmung. 
Bei Berechnung der Tragfähigkeit reſp. des Raumgehalts werden Bruch⸗ 
theile der Maaßeinheit, wenn ſie ein halb oder mehr betragen, für voll gerechnet, 
kleinere Bruchtheile dagegen außer Berechnung gelaſſen. 


Befreiungen. 

Von Entrichtung des Hafengeldes ſind ſowohl für den Eingang als für 

den Ausgang befreit: 

1) alle Fahrzeuge, welche ohne Ladung in den Hafen einlaufen, um Fracht 
zu ſuchen, und den Hafen ohne Ladung wieder verlaffen; i 

2) alle Fahrzeuge, welche wegen Seeſchadens oder anderer Unglücksfälle, 
wegen Eisganges, Sturmes oder widriger Winde, ſowie alle Fahr⸗ 
zeuge, welche, nur um Erkundigungen einzuziehen oder Ordres in Em⸗ 
pfang zu nehmen, in den Hafen einlaufen und denſelben, ohne Ladung 
gelöſcht oder eingenommen zu haben, wieder verlaſſen; 

3) Fahrzeuge von 80 Tonnen oder weniger Tragfähigkeit (169,6 Kubik⸗ 
meter oder weniger Netto⸗Raumgehalt), wenn fie auf der Fahrt nach 
einem anderen Hafen des Deutſchen Bundesgebiets in den Cappeler 

fen lediglich zu dem Zwecke einlaufen, um daſelbſt eine den zehnten Theil 
ihrer Tragfähigkeit (ihres Raumgehaltes) nicht überſteigende Beiladung 
zu löſchen oder einzunehmen 

4) Fahrzeuge, welche zur Hülfsleiſtung bei geſtrandeten oder in Noth be⸗ 
findlichen Schiffen aus⸗ oder eingehen, wenn ſie nicht zum Löſchen oder 
Bergen von Strandgütern verwendet werden; 

5) Leichterfahrzeuge, wenn das zu leichternde oder durch Leichter beladene 
Schiff ſelbſt die Hafenabgabe entrichtet; 

6) Schiffsgefäße, welche Staatseigenthum ſind, oder lediglich für Staats⸗ 
rechnung Gegenſtände befördern, jedoch in letzterem Falle nur auf Vor⸗ 
zeigung von Freipäffen; 

7) 9 Lootſenfahrzeuge, ſoweit ſie nur ihrem Zwecke gemäß benutzt 
werden; 

8) Fahrzeuge, welche Steine aus dem Meeresgrunde oder von der Küſte 
geſammelt einbringen, jedoch nur für den Eingang inſofern ſie den 
Hafen leer oder beba ae wieder verlaſſen, auch für den Ausgang ; 

9) Böte, welche zu den der Abgabe unterliegenden Schiffen gehören; 

10) alle Fahrzeuge, welche lediglich zur Fiſcherei benutzt werden. 


Anhang. | 
A, An Bohlwerksgeld wird von Waaren, welche über die öffentlichen 
Bohlwerke zu Lande gebracht oder in Schiffe verladen werden, entrichtet 
und zwar: 
1) von Zink, Stangen⸗ und Schmiedeeiſen, Eiſenblech, Blech, Cedernholz 
ö Farbeholz / Knochen, kryſtalliſirter Soda, Glauberſalz / Holzmiehl, Schmack, 
G.. 


— 


gebackenem Obſt, Salz, geräucherten Heringen, Käſe, Graupen, Grütze, 
Roggen, Gerften-, Weizen- und Buchweizenmehl, Kleeſaat und Sämereien, 
für den e „ a ee — Sgr. 2 Pf. 
von allen Getreidearten, ferner von Erbſen, Wicken, 
Leinſaamen, Raps, Rübſen, Linſen, Bohnen, Buch⸗ 
weizen, Kartoffeln, Spelt, für den Zentner — 134 . 
von Roheiſen, Schmiedeeiſenbruch, Galmey, Graphit, 
Schwefel, Knochenſchwärze, Blauſtein, Oelkuchen, ge⸗ 
5 Harz, Cichorien, ordinairer Erdfarbe, 
Waſſerblei, Schwerſpath, Schwefelſäure, Guano, Lohe, 
Kleie, Dachſchiefer, 1 Kreide und von allen 
künstlichen Düngeſtoffen, von Heu, Stroh und 
‚natürlichem Dünger, für den Zentner — 1 
4) von Schleifſteinen, Mühlenſteinen, Steinkohlen, Koaks, 
Braunkohlen, Kreide, Kalkſteinen, für je 10 Zentner. — 3 
5) von Heringen nicht geräucherten), von Theer, Pech, 
alk, Wein, Branntwein, Bier, Eſſig, für jedes 
Gebinde, oder für je 100 Flaſchen — 


6) von Mauer- und Dachſteinen, für jede 1000 Stück. — - 


2 


— 


3 


— 


7) von Brettern, für jede 100 lauf. Meter - — 
8) von Torf, für 1000 Stück 
9) von Brenn-, Bau und Nutzholz, für den Kubikmeter — - 
10) von Vieh und zwar: 

a) von Pferden, für das Stüc 3 

b) - Hornvieh, - P 2 

c) s Füllen, Bi . 

d) Schweinen, F 1 

e) Schaafen, Lämmern, Kälbern, für das Stück — 
11) von allen nicht fpeziell benannten Manufaktur; Fabrik 

olonial- und Apothekerwaaren, ſowie von Fleiſch⸗ 

und Fettwaaren, für den Zentner 


Zuſatzbeſtimmung. 
Wenn bei Berechnung der Bohlwerksabgabe ſich Bruchtheile von der als 


Maßſtab angegebenen Größeneinheit (1 Itr. ze.) ergeben, ſo werden dieſelben 
ſobald fie ein halb oder mehr betragen, für voll, fonft FA, gar nicht gerechnet. 


Befreiungen. 
Befreit von der Bohlwerksabgabe ſind: 
1) Staatseigenthum, 
2) Ballaft, 
3) friſche Fiſche, Sand, Grand und Steine, die aus dem Meeresgrunde 


oder an der Küſte geſammelt werden. 
(Nr. 8089.) B. An 
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B. An Lagergeld wird entrichtet: 


Für die Benutzung von je 5 Quadratmeter der am 
Hafen belegenen Lagerplätze, für jede Woche. 2 Sgr. 6 Pf. 


Anmerkung. Bei Berechnung dieſer Abgabe gelten jede ange⸗ 
fangene Woche und jede angefangenen 5 Quadratmeter, in 
welcher, oder auf welchen eine Lagerung ſtattgefunden hat, 


für voll. 
Berlin, den 16. Dezember 1872. 
(I. S.) Wilhelm. 
Gr. v. Itzenplitz. Camphauſen. 


Berichtigung. 
Im 27. Stück der Geſetz⸗Sammlung für 1872. S. 419. iſt im zweiten 
Alinea des F. 10. 3.1. ſtatt „Umwandlung der Ablöſung“ zu ſetzen: Umwand⸗ 
lung oder Ablöſung. 


ee 


Redigirt im Bürean des Staats⸗Miniſteriums. 2 
Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerei 
a (R. v. Decker). 


